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Grün-Schwarz
fordert rasches

Atom-Aus
Landeskabinett verlangt

Abschalten der Schweizer AKWs

STUTTGART/BRÜSSEL Die grün-
schwarze Landesregierung will den
Druck auf die Schweiz weiter hoch-
halten, damit der Nachbarstaat doch
schneller als geplant aus der Atom-
energie aussteigt. Ungeachtet des
Referendums im November 2016, in
dem sich die Mehrheit der Schwei-
zer gegen ein zeitnahes Ende der
Kernenergie ausgesprochen hat,
setze sich „Baden-Württemberg po-
litisch für ein rasches Abschalten
der in Grenznähe liegenden Atom-
kraftwerke Beznau, Leibstadt und
Gösgen ein“.

Ausstieg Dies steht in einer Kabi-
nettsvorlage der grün-schwarzen
Landesregierung, die der Heilbron-
ner Stimme vorliegt. In dem Volks-
entscheid im vergangenen Jahr ha-
ben sich rund 55 Prozent der
Schweizer gegen einen schnellen
Ausstieg aus der Atomkraft ausge-
sprochen. Abgestimmt wurde über
eine Frist bis 2029.

Das grün-schwarze Kabinett will
das Papier bei seiner auswärtigen
Sitzung heute in Brüssel verabschie-
den. Deswegen wolle das Land wei-
ter intensiv in der Deutsch-Schwei-
zerischen Kommission für die Si-
cherheit kerntechnischer Einrich-
tungen (DSK) mitarbeiten, heißt es
in dem Papier weiter.

Brexit Auf der Tagesordnung des
Kabinetts in Brüssel stehen zudem
noch die Themen Brexit, Einwande-
rung, Forschung und die Zukunft
der Europäischen Union. Baden-
Württembergs Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne) hat
den Termin heute jedoch aus ge-
sundheitlichen Gründen abgesagt.
Neben der Kabinettssitzung ist auch
noch ein Treffen mit EU-Haushalts-
kommissar Günther Oettinger
(CDU) geplant. mis

Jugendherbergen beliebt
STUTTGART In Baden-Württem-
bergs Jugendherbergen haben im
vergangenen Jahr mehr Gäste über-
nachtet als im Vorjahr. Rund 1,15
Millionen Übernachtungen – ein
Plus von vier Prozent – und 470 000
Gäste (plus 1,3 Prozent) wurden
2016 gezählt, wie der Landesver-
band des Deutschen Jugendher-
bergswerks gestern mitteilte. Mo-
derne Häuser und spezielle Angebo-
te für Familien und Freizeitgruppen
seien Gründe für den Zuwachs, sag-
te die Vorsitzende des DJH-Landes-
verbandes, Susanne Pacher. dpa

Elektroschocker getarnt
WAIDHAUS Einen als Smartphone ge-
tarnten Elektroschocker haben
Bundespolizisten in der Oberpfalz
beschlagnahmt. Bei der Kontrolle
eines 20-Jährigen aus dem Raum
Stuttgart sei das umgebaute Elek-
troimpulsgerät entdeckt worden,
teilte die Bundespolizeiinspektion
Waidhaus gestern mit. Statt eines
Touchscreens hatte das Gerät nur
einen Knopf und zwei Kontakte. Da-
mit konnten mehrere Tausend Volt
starke elektrische Ladungen abge-
geben werden. „Wer mit diesem
Handy telefonieren wollte, hätte
wohl zumindest heiße Ohren be-
kommen“, hieß es in der Mitteilung
der Bundespolizeiinspektion. dpa

Neuer Feinstaubalarm
STUTTGART Der jüngste ist erst am
Wochenende zu Ende gegangen,
nun gilt in Stuttgart wieder Fein-
staubalarm. Von heute früh an sind
Autofahrer aufgerufen, auf Busse
und Bahnen umzusteigen. Bereits
seit gestern Abend sollten ältere
Komfortkamine, die der Bequem-
lichkeit dienen, aus bleiben. Neben
dem Autoverkehr gilt Holzverbren-
nung als Hauptursache für Fein-
staub. Der EU-Grenzwert von 50 Mi-
krogramm Feinstaub pro Kubikme-
ter Luft wurde seit Anfang des Jah-
res am Neckartor bereits mehr als
ein dutzend Mal überschritten. dpa

Kurz notiert

Neuer Anlauf zur Aufarbeitung der Berufsverbote
Im Gewerkschaftshaus erinnert eine Ausstellung an den Radikalenerlass von 1972 und die Konsequenzen

Von unserem Korrespondenten
Peter Reinhardt

STUTTGART Auch 45 Jahre nach dem
Radikalenerlass durch die Minister-
präsidenten geht der Streit um Be-
rufsverbote gegen vermeintliche
oder tatsächliche Staatsfeinde wei-
ter. „Ich wünsche mir neue Ideen für
die Aufarbeitung dieses Kapitels“,
sagt Doro Moritz, Landesvorsitzen-
de der Lehrergewerkschaft GEW.
Bei der Eröffnung der Ausstellung
„Vergessene Geschichte Berufsver-
bote“ im Stuttgarter Gewerkschafts-
haus nennt die Gewerkschafterin
die 1972 eingeführten Verbote einen
Skandal.

Verdachtsfälle Die GEW war trei-
bende Kraft für die Ausstellung, die
von den Gewerkschaften auch finan-
ziert wurde. Im Land sind 2000 Ver-
dachtsfälle aktenkundig, auch Mi-
nisterpräsident Winfried Kretsch-
mann war von einem Berufsverbot
bedroht. Vor diesem Hintergrund
hatte Moritz die Hoffnung, dass es
unter seiner Verantwortung zu einer
Rehabilitierung kommt. Die Ge-
werkschaft hat in der vergangenen

Legislaturperiode, als Grüne und
SPD zusammen regierten, mit den
Abgeordneten der damaligen Regie-
rungsfraktionen gesprochen. Der
Vorstoß scheiterte. „Kretschmann
hat klargemacht, dass er damit
nichts zu tun haben will“, klagt Mo-
ritz. Der Grünen-Regierungschef tat
2014 seine Zeit beim Kommunisti-
schen Bund Westdeutschland als Ju-
gendsünde ab.

Moritz bedauert, dass Kretsch-
mann eine Entschuldigung des Staa-
tes abgelehnt hat. Nach ihrer An-
sicht will er „keinen linken Touch“
durch gemeinsame Bilder mit Op-
fern von damals. Für sie steht die Po-
litik aber auch heute noch in der Ver-
antwortung für die menschlichen
Schicksale. „Mit unglaublichem
Aufwand“ hätte in den 70er und 80er
Jahren der Verfassungsschutz ange-
hende Beamte verfolgt. „Ein Berufs-
verbot hat das Leben der Betroffe-
nen nachhaltig verändert“, kritisiert
sie. Vorbildlich verhält sich in ihren
Augen die rot-grüne Koalition in
Niedersachsen. Der Landtag dort
hat sich bei den von Verboten Be-
troffenen entschuldigt. Für die Auf-
arbeitung wurde eine Landesbeauf-

tragte bestellt. Südwest-Ausstel-
lungsmacherin Cornelia Booss-
Ziegling bekam damals selbst Be-
rufsverbot. Sie will mit der histori-
schen Aufarbeitung auf etwa 20
Schautafeln dazu beitragen, dass
„das Berufsverbot in allen Bundes-
ländern abgeschafft wird“. Nach
Niedersachsen gebe es Initiativen in
Nordrhein-Westfalen und Hessen.

Bernhard Löffler, Geschäftsfüh-
rer der DGB-Region Nordwürttem-
berg, erinnerte selbstkritisch an die
unrühmliche Rolle der Gewerk-
schaften im Umgang mit Anders-
denkenden. In den 70er Jahren hät-
ten sie die Berufsverbote und das
Ausspionieren gerechtfertigt. Es
habe von 1973 bis 1975 „nur“ 328 Ab-
lehnungen gegeben, zitiert er aus al-

ten Protokollen. Löffler: „Damals
hat sich weder der DGB noch die
GEW mit Ruhm bekleckert.“ Moritz
betont, die GEW habe sich zum 40.
Jahrestag des Radikalenerlasses für
die alten Unvereinbarkeitsbeschlüs-
se der Gewerkschaft entschuldigt.
Da habe es „schwere Verstöße ge-
gen die gewerkschaftliche Solidari-
tät gegeben“.

Auf der Liste mit den 2000 Namen
steht auch der Heilbronner Erhard
Jöst. Es habe in der Amtszeit von
CDU-Kultusminister Gerhard May-
er-Vorfelder genügt, Heinrich Heine
zu zitieren. Dafür habe er ein Diszip-
linarverfahren bekommen und sei
zwangsversetzt worden. Der pensio-
nierte Gymnasiallehrer hatte kein
dauerhaftes Berufsverbot, es sei
ihm aber „immer wieder angedroht
worden“. Jöst sagt: „Wenn ich darü-
ber rede, kommt der Ärger hoch.“

INFO Eintritt frei
Die Ausstellung wird bis 7. März im Foyer
des Stuttgarter Gewerkschaftshauses
gezeigt. Eintritt frei. Das Haus in der Wil-
li-Bleicher-Straße 20 ist werktags von 7
bis 20 Uhr geöffnet, am Wochenende
bei öffentlichen Tagungen.

In der Ära des Ex-Kultusministers Gerhard Mayer-Vorfelder wurden einige Berufsver-
bote ausgesprochen. Auch ein Heilbronner Beamter war im Visier. Foto: dpa

Freispruch für Aktivisten
COCHEM Nach Protesten gegen den
Luftwaffenstützpunkt Büchel in der
Eifel im März 2016 hat das Amtsge-
richt Cochem gestern einen Atom-
waffengegner aus Heidelberg frei-
gesprochen. Dem Friedensaktivis-
ten war Anstiftung zum Geheimnis-
verrat vorgeworfen worden, weil er
Soldaten mit Flugblättern aufgefor-

dert habe, Befehle zu verweigern
und die Öffentlichkeit über US-
Atomwaffen zu informieren. Ein vor-
heriger Freispruch in einer Koblen-
zer Berufungsverhandlung wegen
früherer vergleichbarer Aktionen
spielte laut Gericht eine Rolle – die
Richterin hatte seinerzeit keine
strafbare Handlung gesehen. dpa

Ehemann von Getöteter verübt Suizid
Der Mann stand wegen der Tö-

tung seiner 36 Jahre alten Frau vor
dem Landgericht. Ihre nackte Lei-
che war vor über einem Jahr in Lud-
wigsburg entdeckt worden. Dem 43-
Jährigen wurde vorgeworfen, die
von ihm getrennt lebende Frau am
12. Oktober 2015 erwürgt zu haben.
Er hatte die Tat bestritten. dpa

Stuttgart-Stammheim gefunden
worden. Der Prozess gegen den
Mann sollte gestern fortgesetzt wer-
den. Laut Gefängnisleiter Matthias
Nagel erhängte sich der Angeklagte
mit Stoffteilen. Er war demnach al-
lein in der Zelle. Das ist Nagel zufol-
ge vorgeschrieben, um etwa nächtli-
che Übergriffe zu vermeiden.

STUTTGART Mehr als ein Jahr nach
dem gewaltsamen Tod von Nadine
E. in Ludwigsburg hat sich der we-
gen Totschlags angeklagte Ehe-
mann im Gefängnis das Leben ge-
nommen. Wie ein Sprecher des Jus-
tizministeriums in Stuttgart gestern
sagte, war seine Leiche am Morgen
in der Zelle der Justizvollzugsanstalt

Ein Experte misst den Pegel an der Grundwassermessstelle in Grafenau. Die Grundwasserstände sind derzeit auf einem historischen Tiefstand. Foto: dpa

Hoffen aufHoffen aufHof
echtes Sauwetter
KARLSRUHE/REGION Grundwasserpegel so tief
wie lange nicht – Erholung ist nicht in Sichtwie lange nicht – Erholung ist nicht in Sichtwie lange nicht – Er

N ach monatelanger Trocken-
heit sind die Grundwasser-
stände in Baden-Württem-

berg auf einem historischem Tief
und fallen weiter. „Seit 1913 war es
nicht mehr so schlimm“, sagt Was-
ser-Experte Michel Wingering von
der Landesanstalt für Umwelt, Mes-
sungen und Naturschutz (LUBW).
Das könne im Lauf des Jahres zum
Problem für Fließgewässer und de-
ren Ökosysteme werden. „Solche
Gewässer führen relativ früh Nied-
rigwasser und können in Teilen
ganz austrocknen.“

Reserven Die Zeit, in der Grund-
wasserreserven nach dem vorange-
gangenen Sommer sich normaler-
weise durch Niederschläge oder
Schneeschmelze erholen, sei be-
reits zur Hälfte verstrichen. „Wir
werden es nicht mehr auf normales
Niveau schaffen“, sagte Wingering.
Der Prozess der Erholung habe
noch nicht einmal begonnen. Erst
müsse der Boden auftauen, dann
müssten Niederschläge oder lang-
sam schmelzender Schnee den Bo-
den durchnässen und sättigen, be-
vor überhaupt Wasser durchsickern
und in die tiefen Schichten vordrin-
gen könne. „Das dauert.“

Zu wenig Grundwasser könne für
Flüsse dramatisch sein, ergänzte
Uwe Bergdolt, der sich bei der
LUBW mit Fließgewässern beschäf-
tigt. Sie wärmten sich schneller auf,

das könne zu Sauerstoffabfall und
schlimmstenfalls auch zum Sterben
von Fischen und im Wasser leben-
den Kleinstlebewesen führen.

Auch für Bäume, die sich über
ihre tiefen Wurzeln mit Feuchtigkeit
versorgen, bedeuteten niedrige
Grundwasserpegel Stress, sagte Jo-
hannes Enssle vom Naturschutz-
bund Nabu. Noch heute sehe man so
manchem Baum die Folgen des Dür-
resommers von 2003 an. Landwirte,
die etwa ihre Erdbeerfelder über
das Grundwasser wässern, könnten
ebenfalls in Schwierigkeiten kom-
men.

Die Trinkwasserversorgung im
Südwesten ist hingegen nach Wor-
ten des Zweckverbandes Landes-
wasserversorgung (LW) nicht in
Gefahr. Zwar sei der Stand des gro-
ßen Wasserspeichers unter der
Schwäbischen Alb einen Meter un-

ter dem langjährigen Mittel. Der
Zweckverband sorge bei solchen
Wetterlagen aber vor: „Wir schauen
dem Wettergeschehen nicht einfach
zu, sondern schonen längst unsere
Grundwasserreserven und greifen
auf Flusswasser der Donau zurück“,
sagte der LW-Sprecher.

Sollte es weiterhin wenig regnen,
bekommen aber etwa Aussiedlerhö-
fe Schwierigkeiten, die nicht an das
kommunale Wassernetz ange-
schlossen, sondern auf eigene Quel-
len angewiesen sind. „Die sitzen
dann auf dem Trockenen und müs-
sen Wasser von außen heranschaf-

fen.“ Die Experten setzen nun auf
viel Niederschlag im Frühjahr. „Was
wir jetzt brauchen, sind viele Wo-
chen Sauwetter“, sagt Wingering.

Messstellen Das Bewertungs-
messnetz der LUBW liefert auch ak-
tuelle Daten über die Grundwasser-
stände der Region. Die Messstelle in
Lauffen zeigt mittlere Grundwasser-
vorräte an. Die Tendenz ist laut
LUBW aber rückläufig. Unterdurch-
schnittlich ist der Grundwasser-
stand bei der Messstelle Gemmin-
gen. Auch hier die Tendenz: rück-
läufig. In Forchtenberg bewertet die
Landesanstalt die Vorräte ebenfalls
als unterdurchschnittlich, aller-
dings sei an diesem Messpunkt die
Tendenz stabil. Im Vergleich zum
Vorjahr sind auch in der Heilbron-
ner Mulde Rückgänge zu verzeich-
nen. dpa/bor

Wasserreicher Südwesten
stellen überprüft; außerdem stehen
Daten von etwa 1000 Brunnen zur Ver-
fügung. Die Grundwasserstände mes-
sen die zuständigen LUBW-Experten
an rund 2600 Messstellen im Land.

Dem Wasserwirtschaftsverband Ba-
den-Württemberg (WBW) zufolge
kümmern sich landesweit rund 1000
Unternehmen um die Versorgung von
Städten und Kommunen mit Wasser
aus lokalen Vorkommen. dpa

Baden-Württemberg gilt als wasserrei-
ches Bundesland. Hier werden nach
Angaben der Landesanstalt für Um-
welt, Messungen und Naturschutz Ba-
den-Württemberg (LUBW) rund 75
Prozent des Trinkwassers aus dem
Grundwasser gewonnen. Außerdem
wird Trinkwasser aus Seen – etwa dem
Bodensee – und Talsperren aufberei-
tet. Die Qualität des Grundwassers
wird regelmäßig an rund 2200 Mess-
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